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Geſetz- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 18. 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Uebernahme der Zinsgarantie des Staates für eine Prioritäts⸗ Anleihe der 
Berlin- Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft bis zur Höhe von 22,940,000 Mark, S. 207. — Bekannt- 
machung, betreffend die Berichtigung mehrerer beim Abdruck der in Nr. 17, der diesjährigen Geſetz⸗ 
Sammlung publizirten Kirchengemeinde und Synodalordnung für die evangeliſchen Gemeinden im 
Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden vorgekommenen Druckfehler, S. 213. — Bekannt; 
machung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872. durch die Regierungs-Amtsblätter publizirten 
landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 214. 


(Nr. 8514.) Geſetz, betreffend die Uebernahme der Zinsgarantie des Staates für eine Priv- 
ritäts⸗Anleihe der Berlin-Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft bis zur Höhe von 
22,940,000 Mark. Vom 11, Auguſt 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


ET 


Der Berlin» Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft wird die Garantie des Staates , ange... a, 
für die Verzinſung einer 44 prozentigen Anleihe bis zum Nominalbetrage von Sept, 
22,940,000 Mark nach Maßgabe des beigedruckten, unterm 5. Februar 1877. 5 we 
Y mit der Geſellſchaft abgeſchloſſenen 1 hiermit bewilligt. ee eee 
Zur Perfektion des Vertrages vom 5. Februar 1877. iſt bei der Fortdauer — 
des Widerſpruchs der Königlich Sächſiſchen Staatsre ierung die zuſtimmende 4 euer, 
Entſcheidung des Bundesraths in Gemäßheit des F. 76. der Deutſchen Reichs- , ee , 2 
verfaſſung erforderlich. , 
$. 2. . Sees Ae, 2 ie h 
Die Entſcheidungen des Handelsminiſters über Erinnerungen des uf 7 
ſichtsraths 5 5 en 4. des Vertrages) find der Ober⸗Rechnungs⸗ te. 
kammer mitzutheilen. Letztere hat diefelben nach Maßgabe des Geſetzes vom 
27. März 1872. zu prüfen und die dabei ſich ergebenden Bemerkungen dem 
Landtage vorzulegen. 
Jahrgang 1877. (Nr. 8514.) 34 §. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 22. Auguſt 1877. 


= 
$.3. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Finanzminiſter und der 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 11. Auguſt 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. 
Hofmann. 


Je der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober: 
Finanzrath Rötger, den Geheimen Ober-Regierungsvath Brefeld und den Ge- 
heimen Regierungsrath Frölich als Kommiſſarien des Finanzminiſters und des 
Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten einerſeits, und der 
Berlin⸗Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren Aufſichtsrath und 
Direktion andererſeits, iſt unter dem Vorbehalt der Genehmigung der General⸗ 
Verſammlung der Aktionäre dieſer Geſellſchaft und der landesherrlichen Geneh— 
migung nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


§. 1. 


Die Berlin Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft überträgt dem Staate vier 
Wochen nach Perfektion dieſes Vertrages auf ewige Zeiten die Verwaltung und 
den Betrieb des der Geſellſchaft konzeſſionirten Bahn⸗Unternehmens. 

Behufs Vorbereitung der Uebernahme des Betriebes iſt der Handels⸗ 
miniſter berechtigt, gleich nach Perfektion des Vertrages einen oder mehrere 
Beamte zur Berlin⸗Dresdener Bahn zu kommittiren. 

Die betreffenden Beamten ſind berechtigt, von ſämmtlichen Akten und 
Büchern der Geſellſchaft Einſicht zu nehmen und den Sitzungen der Direktion 
beizuwohnen. 

Die Schuldenregulirung der Geſellſchaft ($. 6. des Vertrages) erfolgt unter 
ihrer Zuziehung. Die durch die Kommittirungen entſtehenden Koſten fallen der 
Geſellſchaft zur Laſt. 

§. 2. 


Die Verwaltung und der Betrieb der Bahn geſchieht lediglich für Ned) 
nung und Gefahr der Berlin» Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft. 00 
ie 


Die von dem Staate mit der Verwaltung betraute Königliche Behörde e. aeg l, 


vertritt die Geſellſchaft nach Innen und Außen und bildet den Vorſtand der- 
ſelben mit allen Befugniſſen, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktiengeſell⸗ 


*o Grau 7337 


ſchaft zuſtehen, und ohne andere Beſchränkungen, als in dieſem Vertrage feſt. 92 e gu, 


geſetzt ſind. 


Die Verwaltung geſchieht nach Maßgabe der der Geſellſchaft ertbeilten 777 
Konzeſſionen und der von dem Handelsminiſter desfalls ergehenden Vorſchriften. ee eg, 
Die mit der Verwaltung betraute Königliche Behörde hat die bis zur . 2. — 5 


Uebernahme der Verwaltung von der Geſellſchaft durch deren vorherige Ver: 


waltungsorgane ſtatutgemäß eingegangenen Verpflichtungen, insbeſondere auch“ Fi 


die mit Beamten der Verwaltung abgefchloffenen Verträge zu beachten und dies, 
der Geſellſchaft hieraus erwachſenden Geldverbindlichkeiten aus dem Geſellſchafts— 


mig e, 


fonds & berichtigen. Ofrntrye va. ee, 


oweit dieſe Verpflichtungen zu ihrer Perfektion der ftantlichen Genehmi- 


gung bedurften, wird durch Vorſtehendes — ſowie im Falle der käuflichen en en, 
Uebernahme der Bahn durch die Beſtimmungen des $. 10. dieſes Vertrages — , An 


keinerlei Verpflichtung der Staatsregierung zur Ertheilung dieſer Genehmigun 
übernommen. Der Vorſitzende, ſowie die He 9 hungung 
ſchaft ſcheiden mit dem Zeitpunkte der Uebernahme des Betriebes durch den 
Staat aus ihren bisherigen Stellungen aus, und übernimmt die Berlin⸗Dresdener 


itglieder der Direktion der Gefell =, + Ira. 
Bu Bas % 45 


Eiſenbahngeſellſchaft deren Abfindung, ſoweit dieſelben beſoldet ſind. een ue, l, 


$. 3 in Yo Ma, 75 eg 
Wird mit der Verwaltung des Berlin- Dresdener Bahnunternehmens eine” Tr Az | 


beftehende Königliche Eiſenbahndirektion betraut, fo wird die letztere über erſteres 
zwar getrennte air führen, es ſollen aber dann die Koften der allgemeinen 
Verwaltung auf 

Direktion ſonſt unterſtellten Bahnen nach deren Kilometerzahl vertheilt werden. 


Fi, Pen Az a 
ie Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn und die der betreffenden e, 3 


Der Handelsminiſter ift berechtigt, den Beginn des Betriebsjahres (Geſchaͤfts⸗ enen 


jahres) der Bahn auf einen anderen Zeitpunkt, als den Anfang des Kalender⸗ 


jahres, zu verlegen. In dieſem Falle wird der verbleibende Anfangstheil des * e, 
betreffenden Kalenderjahres dem vorhergehenden Betriebsjahre zugerechnet. eee, gere 


6. 4. 


Die mit der Verwaltung betraute Königliche Eiſenbahndirektion hat mit 
dem Aufſichtsrathe über alle wichtigen Verwaltungsangelegenheiten, insbeſondere 
über die Beſchaffung der Mittel zur etwaigen Erweiterung oder beſſeren Aus⸗ 
rüſtung des Unternehmens, über Bemeſſung der dem Reſerve- und Erneuerungs⸗ 
fonds zu überweiſenden Summen, über Feſtſtellung und Abänderung der Tarife, 
ſowie über Feſtſetzung der Dividende in Berathung zu treten und im Falle der 
Meinungsverſchiedenheit die alsdann maßgebende Entſcheidung des Miniſters für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten einzuholen. 

Dem Aufſichtsrathe wird über den Betrieb des Unternehmens in der erſten 
Hälfte des auf das betreffende Betriebsjahr folgenden Jahres die Betriebsrech⸗ 

(Nr. 8514.) Bar nung 


u ae 
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nung zur Prüfung und Decharge⸗Ertheilung vorgelegt. Diejenigen Erinne⸗ 
rungen gegen die Rechnungen, welche nicht ſchon durch die Königliche Direktion 
ſelbſt erledigt werden, werden dem Miniſter für Handel, Gewerbe und 6 entliche 
Arbeiten vorgetragen, welchem darüber die ſchließliche Entſcheidung luste t. 

Alle dem Aufſichtsrathe nach den Statuten zuſtehenden Verwaltungsbefug⸗ 
niſſe kommen in Wegfall. 


§. 5. 


Im zweiten oder dritten Quartal jedes Betriebsjahres finden die ordent⸗ 
lichen Generalverſammlungen der Aktionäre ſtatt, in welchen die Wahl der 
Mitglieder des Aufſichtsraths nach Maßgabe des Statuts vollzogen und der 
Geſchäftsbericht der Königlichen Direktion für das verfloſſene Betriebsjahr, ſowie 
der Bericht des Aufſichtsraths über die Prüfung der Rechnung für daſſelbe 
unter Vorlegung des Rechnungsabſchluſſes erſtattet wird. 8 

In Angelegenheiten der Verwaltung und des Betriebes ſteht der General- 
verſammlung eine für die Königliche Direktion bindende Beſchlußfaſſung nicht 
zu. Dagegen behält es bei den Beſtimmungen des $. 30. des Geſellſchafts— 
ſtatuts ſein Bewenden. 

$. 6. 


Die zum vollſtändigen Ausbau und zur Ausrüſtung der Bahn, ſowie zur 
Deckung der Schulden der Geſellſchaft erforderlichen Geldmittel werden durch 
Ausgabe neuer 43 prozentiger Prioritäts⸗ Obligationen der Berlin⸗Dresdener 
Eiſenbahngeſellſchaft bis zur Höhe von 22,940,000 Mark beſchafft. 

Der Staatsregierung bleibt die Beſtimmung der Modalitäten der Begebung 
dieſer Obligationen lediglich überlaſſen. Das der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn⸗ 
eſellſchaft unterm 17. September 1875. ertheilte Allerhöchſte Privilegium zur 
miſſion von 13,500,000 Mark Prioritäts⸗Obligationen, welche von der Geſell⸗ 
ſchaft noch nicht begeben ſind, wird hierdurch für erloſchen erklärt. 

Die Berlin⸗Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft hat bis zur Uebergabe der 
Bahn (F. 1.) ihre ſämmtlichen Gläubiger, ſoweit deren Forderungen fällig und 
liquide ſind, zu befriedigen. Die zu dieſem Zwecke erforderlichen Mittel wird 
die Staatsregierung nach der Perfektion dieſes Vertrages der Berlin⸗Dresdener 
Eiſenbahngeſellſchaft vorſchußweiſe gegen Verzinſung mit 43 Prozent, vom Tage 
der Zahlung der einzelnen Vorſchußbeträge ab, zur Verfügung ſtellen und ſind 
dem Staate die geleiſteten Vorſchüſſe nebſt Zinſen aus dem Exlöfe der Schuld— 
verſchreibungen der bewilligten Anleihe vorweg zu erſtatten. 

Die auf Grund des für erloſchen erklärten Privilegiums vom 17. Sep⸗ 
tember 1875. ausgefertigten Schuldverſchreibungen ſind nach Befriedigung der 
Gläubiger der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft, welchen Rechte an den- 
ſelben eingeräumt ſind, ſofort an die von dem Handelsminiſter zu bezeichnende 
Stelle behufs deren Vernichtung abzuliefern. 


§. 7. 
Für den Fall, daß der Reinertrag der Bahn im Jahre 1877. oder ſpäter 
zur Verzinſung und Amortiſation der nach vorſtehendem Paragraphen auszu⸗ 
ge⸗ 


7 
8 


® 
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gebenden Obligationen nicht ausreichen follte, wird vom Staate der erforderliche 
Zuſchuß geleiſtet. 
Der Reinertrag wird dergeſtalt berechnet, daß von den geſammten Jahres⸗ 
einnahmen der Bahn 
a) die laufenden Betriebskoſten jeder Art, 


b) die konzeſſtonsmäßig dem Reſerve- und dem Erneuerungsfonds zu: 
zuführenden Beträge abgezogen werden. 

a Soweit wider Erwarten durch die geſammten Jahreseinnahmen der Bahn 
die Betriebskoſten nicht gedeckt werden follten hat der Staat auch hier den er— 
forderlichen Zuſchuß zu leiſten. 

$. 8. 


Zur Amortiſation der im §. 6. bezeichneten Obligationen ſollen — vor- 
behaltlich näherer desfallſiger Beſtimmung in dem zu ertheilenden Allerhöchſten 
Anleiheprivilegium — jährlich verwendet werden: 

a) der nach Deckung der Zinſen der Obligationen etwa verbleibende Rein- 
ertrag bis zur Höhe eines halben Prozents des Nominalbetrags der 
ausgegebenen Schuldverſchreibungen der bewilligten Anleihe 

b) die Zinſen der amortiſirten Obligationen. 


8. 9. 


Die aus der Staatskaſſe in Gemäßheit des §. 7. etwa geleiſteten Zuſchüſſe 
nebſt fünf Prozent Zinſen derſelben werden aus den bie Jen 1 5 neh 
n der Anleihe überſteigenden Reinerträgen ſpäterer Betriebsjahre 
erſtattet. 

Die Inhaber der Stammaktien und der Stamm⸗Prioritätsaktien ſollen 
erſt dann Anſpruch auf Gewährung einer Dividende haben, wenn die aus der 
Staatskaſſe geleiſteten Zuſchüſſe nebſt Zinſen vollſtändig erſtattet und etwaige 
Rückſtände 5 dem Reſerve- und Erneuerungsfonds aus den Vorjahren gedeckt 
worden ſind. 

Ueberſteigt alsdann der zur Zahlung einer Dividende disponible Rein⸗ 
ertrag vier Prozent des zur Emiſſion gelangten Aktienkapitals, ſo ſoll dem 
Staate der dritte Theil jenes Ueberſchuſſes über vier Prozent zufallen. 


$. 10. 


Nach Ablauf von 15 Jahren, vom 1. Januar 1877. ab gerechnet, ift der 
Staat jederzeit berechtigt, die Uebertragung des „Eigenthums der Bahn nebſt 
ſämmtlichem beweglichen und unbeweglichen Zubehör derſelben „insbeſondere dem 
angeſammelten Reſerve- und Erneuerungsfonds und allen Aktivforderungen der 
Geſellſchaft zu verlangen. 

Die Gegenleiſtung des Staates ſoll in der Uebernahme ſämmtlicher Schulden 
beſtehen. Außerdem hat der Staat, falls die geſammten Bruttoeinnahmen der 
der Abtretung der Bahn vorhergegangenen fünf Betriebsjahre einen Ueberſchuß 
über die geſammten Betriebskoſten, Rücklagen zum Reſerve⸗ und Erneuerungs⸗ 

Gr. 8514.) fonds, 


r 


A 


fonds, Zinſen und Amortiſationsquoten der Anleihen der Geſellſchaft innerhalb 
deſſelben Zeitraums ergeben haben, den fünffachen Betrag des — nach Abzug 
des dem Staat nach H. 9. zugefallenen Reinertragsantheils verbleibenden — 
Ueberſchuſſes als Kapitalabfindung zu zahlen. Auf dieſe Abfindung kommen 
indeß die bis zur Uebernahme der Bahn noch nicht erſtatteten Zuſchüſſe des 
Staats nebſt Zinſen (efr. $$. 7. und 9.) zum vollen Betrage kompenſando in 
Anrechnung. Ferner kommt von der Abfindung derjenige Betrag in Abzug, 
welcher bis zum Zeitpunkte der Uebernahme des Eigenthums der Bahn nach der 
für die Ausführung der Bahnhofsbauten in Berlin und Dresden beſonders zu 
führenden Rechnung von dem zu dieſem Zweck erforderlichen Geſammtbetrage 
von 3,423,000 Mark noch nicht zur Verwendung gelangt iſt. 

Die Uebertragung des Eigenthums der Bahn kann vom Staat nur zum 
Beginn eines Betriebsjahres, nach mindeſtens ein Jahr vorher erfolgter An- 
kündigung, verlangt werden. 

6.37, 

Der Aufſichtsrath der Geſellſchaft wird in allen feiner Kompetenz unter- 
liegenden und die Direktion in denjenigen Verwaltungs- und Betriebsfragen, 
welche für die Bahn von finanzieller Bedeutung ſind, vom heutigen Tage ab 
die Genehmigung des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
einholen. Insbeſondere ſollen ohne Genehmigung des Miniſters für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten neue Beamte nicht angeſtellt und die Gehälter 
der angeſtellten Beamten nicht erhöht werden. 


$. 12. l 
Der Staat ift berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
914. 


Die Kontrahenten ſind an dieſes Abkommen nicht gebunden, ſofern über 
daſſelbe nicht noch in der gegenwärtigen Seſſion die Beſchlußfaſſung der Landes⸗ 
vertretung herbeigeführt wird. 


Berlin, den 5. Februar 1877. 
Rötger. Brefeld. Dr. Frölich. 
Aufſichtsrath der Berlin⸗Dresdener Direktion der Berlin⸗Dresdener 
Eiſenbahngeſellſchaft. Eiſenbahngeſellſchaft. 
von dem Kneſebeck. Heiſe. 


(Nr. 8515.) 
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(Nr. 8515.) Bekanntmachung, betreffend die Berichtigung mehrerer beim Abdruck der in 
Nr. 17. der diesjährigen Geſetz⸗ Sammlung publizirten Kirchengemeinde ⸗ und 
Synodalordnung für die evangeliſchen Gemeinden im Amtsbezirke des Kon⸗ 
ſiſtoriums zu Wiesbaden vorgekommenen Druckfehler. Vom 25. Juli 1877. 


3. der in Nr. 17. der Geſetz- Sammlung publizirten Kirchengemeinde und 
Synodalordnun für die evangeliſchen Gemeinden im Amtsbezirke des Konſiſto⸗ 
riums zu Wiesbaden ift durch Verſehen der $. 45. weggelaſſen. 


Dieſer Paragraph lautet: 
eee 8. 45. 


„Eine Gemeindevertretung, welche beharrlich ihre Pflichten vernach⸗ 
läſſigt oder verweigert, kann u Antrag des Vorſtandes der Kreis 
ſynode vom Konſiſtortum aufgelöſt werden. Bis zur Neuwahl der 
Gemeindevertretung, welche innerhalb zwei Monaten vom Kirchen⸗ 
vorſtande auszuſchreiben iſt, gehen die Rechte der Gemeindevertretung 
auf den Kirchenvorſtand über.“ 


Außerdem iſt in dem zweiten Abſatze des $. 11. zwiſchen den Worten 
ſonſt! und „vertraulich!“ das Wort „als“ weggelaſſen. 
Der zweite Abſatz des §. 11. lautet daher richtig folgendermaßen: 


„Jedes Mitglied des Kirchenvorſtandes iſt verpflichtet, über alle die 
Seelſorge und die Kirchenzucht betreffenden Angelegenheiten, ſowie 
über die ſonſt als vertemulic bezeichneten Gegenſtände Verſchwiegenheit 
zu beobachten.“ 


Endlich muß im $. 23. Zeile 5. anſtatt des Wortes „wichtigen“ das 
Wort „wichtigeren“ geſetzt werden. i 


Berlin, den 25. Juli 1877. 


Der Miniſter der geiſtlichen / Unterrichts- und Medizinal⸗ Angelegenheiten. 
Falk. 
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a 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das Allerhöchſte Privilegium vom 7. Februar 1877. wegen Emiſſion von 
22,500,000 Mark Prioritätsobligationen der Rechte-Oderufer⸗Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft durch die Amtsblätter N 

der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 25. S. 213. bis 216., aus- 
gegeben den 22. Juni 1877., 

der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 25. (Extrablatt) S. 209. bis 
211., ausgegeben den 22. Juni 1877. 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. März 1877., betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Collerbeck im Kreiſe Höxter 
bezüglich der zum chauſſeemäßigen Ausbau des Kommunalweges von 
Marienmünſter über Collerbeck nach Schwalenberg im Fürſtenthum Lippe 
erforderlichen, in ihrem Bezirk belegenen Grundſtücke, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 19. S. 79., ausgegeben den 
12. Mai 1877.) 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Mai 1877. und die durch denſelben ge⸗ 
nehmigten Nachträge 1) zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur⸗ 
und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts und 2) zu dem 
Statut der Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe durch 
beſondere Beilagen der Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 24., ausgegeben den 
15. Juni 1877., 

der Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 24., ausgegeben 
den 13. Juni 1875, i 


der 9 Regierung zu Stettin Nr. 26., ausgegeben den 29. Juni 


der 1 Regierung zu Cöslin Nr. 25., ausgegeben den 21. Juni 

77. 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 26., ausgegeben den 
27. Juni 1877. 


der Königl. 1 zu Magdeburg Nr. 25., ausgegeben den 
23. Juni 1877., 


der 25 1 Regierung zu Liegnitz Nr. 25., ausgegeben den 23. Juni 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


